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FLAVIA CARONI

Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Krankenversicherung

Das Geschaft des Bundesrates zur Steuerung des ambulanten Bereichs bzw. der
Regulierung der Zulassung im Rahmen des KVG gelangte in der Wintersession 2015 in
den Sténderat. Eine knappestmogliche Mehrheit der Gesundheitskommission sprach
sich flr Eintreten ein, eine Minderheit Gutzwiller (fdp, ZH) fur Nichteintreten. Der
Mehrheitssprecher verwies auf die Notwendigkeit einer Steuerung angesichts des
engen  Zusammenhangs zwischen Arztedichte und  Kostensteigerung im
Gesundheitsbereich. Die Kantone winschten sich eine Steuerungsmaglichkeit und der
Arzteverband FMH habe der weniger weit gehenden Lésung des Nationalrats, im
Gegensatz zu jener des Bundesrates, zugestimmt. Das wichtigste Argument fir ein
Eintreten sei jedoch der Zeitdruck angesichts der im Sommer 2016 auslaufenden
Ubergangslosung, welche durch eine dauerhafte Regelung abgeldst werden soll. Der
Minderheitssprecher erklérte, die Minderheit wolle sich fur eine liberale Markt- und
Wettbewerbsordnung einsetzen und sei daher gegen jegliche Form der
Zulassungssteuerung. Eine staatliche Planung des ambulanten Gesundheitsbereichs
lehne man ab. Der vorliegende Entwurf benachteilige systematisch junge Arztinnen und
Arzte, seine kostensenkende Wirkung sei zweifelhaft und er sei angesichts eines
drohenden Arztemangels und nach der Annahme der Initiative gegen die Zuwanderung
nicht angemessen. Bundesrat Berset betonte in seinem Pladoyer das Gewicht des
ambulanten Sektors innerhalb des Gesundheitswesens, welcher rund 40% der Kosten
ausmacht. Er wies darauf hin, dass bei Nichteintreten keine alternative Lésung zur
Auswahl stehe, insbesondere da die von der Kommissionsminderheit geforderte
Vertragsfreiheit nicht mehrheitsfahig ist. Des weiteren wies er auf die Absicht des
bundesratlichen Entwurfs hin, den Kantonen ein nétiges und nachgefragtes
Steuerungsinstrument zur Verfligung zu stellen, welches ihnen im ambulanten Bereich
bislang fehlt. Dennoch stellte sich der Bundesrat hinter die Kompromisslésung des
Nationalrates, welche auch von den Kantonen unterstitzt wird. Der Kompromiss sei der
Aussicht auf eine erneute Periode ohne Zulassungssteuerung und mit einer in die Hohe
schnellenden Zahl neuer Praxen vorzuziehen. Schliesslich sprachen sich 28
Kantonsvertreterinnen und -vertreter fur Eintreten aus, 16 dagegen.

In der Detailberatung empfahl die vorberatende Kommission dem Plenum mit 9 zu 2
Stimmen bei einer Enthaltung, der Vorlage des Nationalrates zuzustimmen. Eine
Minderheit Maury Pasquier (sp, GE) forderte, zusétzlich einen Passus einzufligen,
wonach Kantone, deren Arztedichte 20% oder mehr (iber dem nationalen Durchschnitt
liegt, vom Bundesrat auf Antrag hin die Erlaubnis erhalten kdnnen, fur die Zulassung
weiterer Arztinnen und Arzte einen Bediirfnisnachweis zu verlangen. Derzeit wiirde dies
die Kantone Basel Stadt und Genf betreffen. Nur so handle es sich um eine echte
Zulassungssteuerung, welche auch Resultate verspreche, begrindete Nationalratin
Maury Pasquier ihren Antrag. Dabei gehe es priméar darum, eine bessere Verteilung der
Arztinnen und Arzte auf dem Gebiet der Schweiz zu erzielen. Der Vorschlag werde von
der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und
-direktoren voll unterstitzt. Dagegen wurde vorgebracht, der Grenzwert von 20% sei
willkirlich und die Kantonsgrenzen seien fur die Bestimmung von Gebieten mit einer
Ubermassigen Arztedichte ungeeignet - als relevant angesehen wird vielmehr die
Unterscheidung zwischen urbanen und landlichen Regionen.

Die Gegner jeglicher Zulassungssteuerung fuhrten Bedenken bezlglich der
Kompatibilitéat einer solchen mit der Personenfreizlgigkeit zwischen der Schweiz und
der Européaischen Union an. Die EU habe die bisherige Handhabung bereits mehrfach
kritisiert, mit Blick auf ihre Vorlaufigkeit jedoch akzeptiert. Bei der Uberfiihrung in ein
Bundesgesetz konne von dieser Akzeptanz nicht mehr einfach ausgegangen werden,
und auch der Bundesrat habe sie bereits mehrfach angezweifelt, was der anwesende
Gesundheitsminister bestatigte. Der Mehrheitssprecher der Kommission erklarte, nach
der Konsultation fuhrender Expertinnen und Experten im Bereich Europarecht habe
sich die Kommission anno 2012 daflr entschieden, das relativ geringe Risiko eines
Konfliktes einzugehen, und dazu sei sie auch heute bereit. Die Anforderung einer
dreijahrigen Tatigkeitsdauer bei einer anerkannten Weiterbildungsinstitution im Inland
sei massvoll und vertretbar. Bundesrat Berset sagte, die Unsicherheit bezlglich der
Reaktion der EU bestehe nach wie vor und sei einer der Grinde fur den urspringlichen
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Vorschlag des Bundesrates gewesen, den das Parlament aber nicht unterstitzte. Es
gelte daher, die Angelegenheit weiterhin im Auge zu behalten.

Fir den Antrag der Kommissionsmehrheit stimmten 27, fir jenen der Minderheit 14
Kantonsvertreterinnen und -vertreter, zwei enthielten sich der Stimme. Stillschweigend
beschloss der Rat, die geltende Ubergangsbestimmung bezlglich jener Arztinnen und
Arzte, welche bereits vor dem Inkrafttreten des Gesetzes zulasten der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung tatig waren, ins Gesetz aufzunehmen, um Rechtsllcken zu
vermeiden. Damit entstand eine Differenz zum Nationalrat. In der Gesamtabstimmung
gingen 32 Stimmen fur den Entwurf ein, 12 dagegen, es gab keine Enthaltungen. Damit
ging das Geschaft zur Differenzbereinigung an die grosse Kammer. '

1) AB SR, 2015, S. 1098 ff.; NZZ, 1.12.15
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